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BFH-Urteil vom 19.  August 2002 VIII R 30/01, 
BFHE 199, 561, BStBl II 2003, 131).
2.  Für die Berechnung der Rückstellung sind nur 
diejenigen Unterlagen zu berücksichtigen, die 
zum betreffenden Bilanzstichtag entstanden sind.
3.  Die voraussichtliche Aufbewahrungsdauer be-
misst sich grundsätzlich nach § 147 Abs. 3 Satz 1 
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BFH-Urteil vom 26. Januar 2011 – VIII R 3/10
Eine aus einem beratenden Betriebswirt und ei-
nem Dipl.-Ökonom bestehende Partnerschafts-
gesellschaft, die Insolvenzverwaltung betreibt, 
erzielt auch dann Einkünfte aus sonstiger selb-
ständiger Arbeit i.S. des § 18 Abs. 1 Nr. 3 EStG, 
wenn sie fachlich vorgebildete Mitarbeiter ein-
setzt, sofern ihre Gesellschafter als Insolvenz-
verwalter selbst leitend und eigenverantwortlich 
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Wird ein bei der Telekom beschäftigter Postbe-
amter von seinem Dienstherrn beurlaubt und 
geht ein Arbeitsverhältnis mit einem früheren 
Tochterunternehmen der Telekom ein, so ist die 
Abfindung, die er im Zuge der Aufhebung die-
ses Arbeitsverhältnisses erhält, steuerrechtlich 
nicht nach § 3 Nr. 9 EStG begünstigt, wenn das 
Dienstverhältnis mit der Telekom nahtlos wieder 
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BFH-Urteil vom 24. Februar 2011 – VI R 12/10
1.  Auch wenn ein auswärtiger Sprachkurs nur 
Grundkenntnisse oder allgemeine Kenntnisse in 
einer Fremdsprache vermittelt, diese aber für die 
berufliche Tätigkeit ausreichen, kann der Kurs 
beruflich veranlasst sein und deshalb die Kursge-
bühr als Werbungskosten abgezogen werden.
2.  Die Wahl, einen Sprachkurs auswärts zu besu-
chen, ist regelmäßig privat mitveranlasst. Bei der 
deshalb gebotenen Aufteilung der Reisekosten 
in Werbungskosten und Kosten der privaten Le-
bensführung kann dann auch ein anderer als der 
zeitliche Aufteilungsmaßstab angezeigt sein. . . .     	 235

BFH-Urteil vom 3. März 2011 – IV R 53/07
1.  Tilgt der Steuerpflichtige beim sog. „umge-
kehrten Zwei-Konten-Modell“ mit eingehenden 
Betriebseinnahmen einen Sollsaldo, der durch 
Entnahmen entstanden ist oder sich erhöht hat, 
so liegt im Zeitpunkt der Gutschrift eine Ent-
nahme vor, die bei der Ermittlung der Überent-
nahmen i.S. des § 4 Abs. 4a EStG i.d.F. des StBe-
reinG 1999 zu berücksichtigen ist (Anschluss an 
BFH-Urteil vom 21.  September 2005 X R 46/04, 
BFHE 211, 238, BStBl II 2006, 125).
2.  Die der Anwendung des §  4 Abs.  4a EStG 
i.d.F. des StBereinG 1999 zugrunde zu legenden 
Überentnahmen sind in einem Verlustjahr nicht 
höher als der Betrag anzusetzen, um den die 
Entnahmen die Einlagen des Wirtschaftsjahres 
übersteigen (Bestätigung der Verwaltungsauf-
fassung in BMF-Schreiben vom 22. Mai 2000 IV 
C 2 – S 2144 – 60/00, BStBl I 2000, 588, Tz. 11). . . .     	 236
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BFH-Urteil vom 3. März 2011 – IX R 50/10
Spricht es gegen die Einkünfteerzielungsabsicht, 
wenn der Steuerpflichtige ein bebautes Grund-
stück innerhalb eines engen zeitlichen Zusam-
menhangs – von in der Regel bis zu fünf Jahren 
– seit der Anschaffung oder Herstellung wieder 
veräußert, so auch dann, wenn er seine vermiete-
te Immobilie in einem entsprechenden Zeitraum 
an eine die Vermietung fortführende gewerblich 
geprägte Personengesellschaft (§ 15 Abs. 3 Nr. 2 
EStG) veräußert, an der er selbst beteiligt ist (Er-
gänzung zum BFH-Urteil vom 9.  Juli 2002 IX R 
47/99, BFHE 199, 417, BStBl II 2003, 580). . . . . . . . .         	 207

BFH-Urteil vom 9. März 2011 – IX R 72/04
Im Rahmen des Rücktrags eines 1999 erzielten 
Verlustes in den Veranlagungszeitraum 1998 ist § 2 
Abs. 3 EStG i.d.F. des StEntlG 1999/2000/2002 nicht 
anzuwenden (entgegen R 115 Abs. 6 EStR 1999). . .    	 209

BFH-Urteil vom 9. März 2011 – IX R 56/05
Unter den Begriff der „negativen Summen“ in § 2 
Abs. 3 EStG i.d.F. des StEntlG 1999/2000/2002 fal-
len keine Verluste, die tatsächlich wirtschaftlich 
erzielt werden (sog. „echte“ Verluste). . . . . . . . . .           	 210

BFH-Urteil vom 6. April 2011 – IX R 40/10
Werden bei der Anteilsveräußerung i.S. von § 17 
EStG veräußerungsbedingte Einnahmen (Veräu-
ßerungspreis) erzielt, sind Halbeinkünfteverfah-
ren (§ 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. c EStG) und Halbab-
zugsverbot (§ 3c Abs. 2 EStG) auch im Verlustfall 
anzuwenden. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                 	 264

BFH-Urteil vom 6. April 2011 – IX R 61/10
Halbeinkünfteverfahren und Halbabzugsverbot 
sind nicht anzuwenden, wenn objektiv wertlose 
Anteile aus buchungstechnischen Gründen zu 
einem symbolischen Kaufpreis (z.B. von 1 €) ver-
äußert werden. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                	 263

BFH-Urteil vom 12. Mai 2011 – VI R 42/10
1.  Zivilprozesskosten können Kläger wie Be-
klagtem unabhängig vom Gegenstand des Pro-
zesses aus rechtlichen Gründen zwangsläufig 
erwachsen (Änderung der Rechtsprechung).
2.  Unausweichlich sind derartige Aufwendungen 
jedoch nur, wenn die beabsichtigte Rechtsverfol-
gung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aus
sicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint.
3.  Zivilprozesskosten sind jedoch nur insoweit 
abziehbar, als sie notwendig sind und einen an-
gemessenen Betrag nicht überschreiten. Etwaige 
Leistungen aus einer Rechtsschutzversicherung 
sind im Rahmen der Vorteilsanrechnung zu be-
rücksichtigen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                	 298

BFH-Urteil vom 24. Mai 2011 – VIII R 46/09
1.  Der vom Erwerber einer „gebrauchten“ Kapi-
tallebensversicherung gezahlte Kaufpreis stellt 
Anschaffungskosten i.S. des § 255 Abs. 1 HGB dar.

2.  Die bis zum Erwerbszeitpunkt aufgelaufenen 
außerrechnungsmäßigen und rechnungsmäßi-
gen Zinsen sind weder negative Einnahmen aus 
Kapitalvermögen noch vorweggenommene Wer-
bungskosten bei den Einkünften aus Kapitalver-
mögen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                       	 357

BFH-Urteil vom 16. Juni 2011 – IV R 11/08
Ist in einem an eine Personengesellschaft gerich-
teten bestandskräftigen Verlustfeststellungsbe-
scheid i.S. von § 10a GewStG der Fehlbetrag nicht 
um den Anteil eines ausgeschiedenen Mitun-
ternehmers gekürzt worden, steht der anteilige 
Fehlbetrag den zum Feststellungszeitpunkt tat-
sächlich beteiligten Mitunternehmern entspre-
chend ihrer Beteiligungsquote zur Verrechnung 
mit deren künftigen Erträgen zur Verfügung. . . .      	 323

BFH-Urteil vom 19. Juli 2011 – X R 26/10
1.  Rückstellungen wegen Erfüllungsrückstandes 
sind zu bilden, wenn ein Versicherungsvertreter 
die Abschlussprovision nicht nur für die Vermitt
lung der Versicherung, sondern auch für die wei
tere Betreuung des Versicherungsvertrags er-
hält (Anschluss an BFH-Urteile vom 28. Juli 2004 
XI R 63/03, BFHE 207, 205, BStBl II 2006, 866, und 
vom 9. Dezember 2009 X R 41/07, BFH/NV 2010, 860).
2.  Den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung und den Regelungen des EStG lässt sich 
keine Beschränkung der Pflicht zur Bildung von 
Rückstellungen auf wesentliche Verpflichtungen 
entnehmen.
3.  Für die Beurteilung der Wesentlichkeit ist 
nicht auf die künftigen Betreuungsaufwendun-
gen für den einzelnen Vertrag, sondern auf die 
im Unternehmen des Steuerpflichtigen künftig 
insgesamt anfallenden Aufwendungen für die 
Betreuung abzustellen.
4.  Eine Rückstellung für die Verpflichtung zur 
Nachbetreuung von Versicherungsverträgen 
setzt voraus, dass der Steuerpflichtige zur Betreu
ung der Versicherungen rechtlich verpflichtet ist.
5.  Die Nachbetreuungsverpflichtung ist eine 
Sachleistungsverpflichtung i.S. des § 6 Abs. 1 
Nr. 3a Buchst. b EStG; sie ist mit den Einzelkosten 
und den Gemeinkosten zu bewerten und gemäß 
§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e EStG abzuzinsen.
6.  Einbezogen werden dürfen nur Leistungen für 
die Betreuung bereits abgeschlossener Verträge. 
Werbeleistungen mit dem Ziel, Kunden (auch Be-
standskunden) zu neuen Vertragsabschlüssen zu 
veranlassen (Einwerbung von Neugeschäften), 
sind nicht rückstellbar.
7.  Für die Höhe der Rückstellung ist der jewei-
lige Zeitaufwand für die Betreuung pro Vertrag 
und Jahr von entscheidender Bedeutung. Der 
(voraussichtliche) Zeitaufwand ist im Einzelnen 
darzulegen.
8.  Die Aufzeichnungen müssen so konkret und 
spezifiziert sein, dass eine angemessene Schät-
zung der Höhe der zu erwartenden Betreuungs-
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aufwendungen möglich ist. Die Aufzeichnungen 
sind „vertragsbezogen“ zu führen.
9.  Die Richtigkeit der vorgenommenen Auf-
zeichnungen kann im Einzelfall verprobt werden 
durch eine Gegenüberstellung von Verträgen 
ohne Bestandspflegeprovision mit Verträgen mit 
Bestandspflegeprovision.
10.  Der Steuerpflichtige trägt im Fall eines „non-
liquet“ die Feststellungslast (objektive Beweis-
last) für die von ihm behaupteten Aufwendun-
gen für nachträgliche Betreuungsleistungen. . . .     	 355

BFH-Urteil vom 28. Juli 2011 – VI R 7/10
Aufwendungen für ein im Anschluss an das Ab-
itur durchgeführtes Medizinstudium können 
auch unter Geltung des § 12 Nr. 5 EStG als vor-
ab entstandene Werbungskosten anzuerkennen 
sein (Fortentwicklung der Rechtsprechung zu 
Senatsurteil vom 20. Juli 2006 VI R 26/05, BFHE 
214, 370, BStBl II 2006, 764). . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                     	 293

BFH-Urteil vom 23. August 2011 – IX R 53/05
1.  Im Rahmen des nach §  10d EStG i.d.F. des 
StEntlG 1999/2000/2002 zu beurteilenden Rück-

trags eines 1999 erzielten Verlustes in den Ver-
anlagungszeitraum 1998 ist § 2 Abs. 3 EStG i.d.F. 
des StEntlG 1999/2000/2002 nicht anzuwenden 
(entgegen R 115 Abs. 5 EStR 1999).
2.  Voraussetzung für einen Rücktrag von nega-
tiven Einkünften ist nach § 10d Abs. 1 EStG, dass 
diese bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der 
Einkünfte tatsächlich nicht ausgeglichen wer-
den. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                         	 325

BFH-Urteil vom 6. September 2011 – VIII R 38/09
1.  Geht das FA bei einem Steuerpflichtigen, der 
eine freiberufliche Praxis übernommen und eine 
Ansparabschreibung gebildet hat, rechtsirrig 
davon aus, der Steuerpflichtige sei Existenzgrün-
der i.S. des § 7g Abs. 7 EStG 1997, erkennt es die-
sen Irrtum aber später, so kann es die Veranla-
gungen für die Vorjahre gemäß § 174 Abs. 3 AO 
ändern und die Rücklage gemäß § 7g Abs. 4 Satz 2 
EStG 1997 bereits nach zwei Jahren auflösen.
2.  Eine Ansparrücklage, welche die Vorausset-
zungen des § 7g Abs. 7 EStG 1997 nicht erfüllt, 
fällt unter den Tatbestand des § 7g Abs. 3 EStG 
1997. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                         	 354


